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Der Seminarinhalt und der Skriptinhalt sind nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. 

Wegen der Dynamik des Rechtsgebiets, wegen der Vielzahl letztinstanzlich nicht entschiedener Einzelfra-

gen und wegen des Fehlens beziehungsweise der Unvollständigkeit bundeseinheitlicher Verwaltungsan-

weisungen kann weder von der NAUTILUSakademie (NAUTILUS Fortbildung Recht & Steuern GmbH) 

noch von dem Verfasser des Seminarskriptes und dem jeweiligen Referenten irgendeine Haftung über-

nommen werden. Sämtliche Beiträge und Checklisten sind urheberrechtlich geschützt. Weitergabe, Ko-

pien, Vervielfältigungen und Verwertungen jeder Art sind nur mit Einwilligung des Verfassers erlaubt. 
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I. Vorwort 

Der Inhalt dieses Skriptes und des Seminares geht zunächst auf alle möglichen Arten von Körper-

schaften nach dem deutschen Körperschaftsteuergesetz (KStG) ein. Nach der Darstellung der mögli-

chen Steuerpflichten wird sich aber auf die im Praxisalltag relevanteste Form der Körperschaften, 

nämlich die Kapitalgesellschaft, beschränkt. Weitergehende Informationen zur sachlichen Steuer-

pflicht von beispielsweise Stiftungen und Vereinen werden nicht thematisiert. 

 

II. Gesellschaftsformen in Deutschland 

1. Übersicht über die unterschiedlichen Rechtsformen in 

Deutschland 

Gerade die Auswahl der passenden Rechtsform ist für viele Unternehmer*innen eine der entscheiden-

den Fragen, die sich entweder bereits bei Beginn der unternehmerischen Tätigkeit oder im Laufe der 

unternehmerischen Tätigkeit gestellt wird.  

 

Generell kann zwischen drei großen Gruppen an Rechtsformen unterschieden werden. Hierbei handelt 

es sich um: 

1. Einzelunternehmen 

2. Personengesellschaften 

3. Kapitalgesellschaften 

 

Hinter jedem Einzelunternehmen befindet sich eine natürliche Person, die das Einzelunternehmen ent-

weder in Form einer gewerblichen, selbständigen oder land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeit ausübt. 

ie Kapitalgesellschaften sind als juristische Personen des privaten Rechts ebenfalls eigenständig rechts-

fähig und sind eigenständig steuerpflichtig.  

 

Die Rechtsfähigkeit der Personengesellschaften war lange ein Streitthema, da es sich hierbei um einen 

reinen Personenzusammenschluss von Personen mit einem gemeinsamen Ziel handelt.  Eine Personen-

gesellschaft stellt aber insbesondere keine juristische Person im Sinne des Zivilrechts dar.  Zwischen-

zeitlich hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) aber auch die (Teil-)Rechtsfähigkeit von Personen-

gesellschaften bejaht, sodass vormalige Bedenken diesbezüglich gegenstandslos geworden sind. Im 

Steuerrecht wird die Besteuerung der Personengesellschaft auf Ebene der Ertragsbesteuerung durch 

die Gesellschafter*innen der Personengesellschaft selbst durchgeführt, wobei eine eigenständige Steu-

erpflicht hinsichtlich Umsatzsteuer, Lohnsteuer und Gewerbesteuer besteht.  
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2. Wahl der Gesellschaftsform 

Die Wahl der für den Gesellschaftszweck passenden Gesellschaftsform kann insbesondere anhand 

folgenden Kriterien erfolgen: 

- Anzahl der Personen, die ein gemeinsamen Zweck verfolgen 

- Haftung 

- (Gründungs-)Kapital 

- Publizität 

- Umstrukturierungsflexibilität 

- Möglichkeit für Gesellschafterwechsel 

- Buchführung 

- Steuerentlastung 

- Familienstrukturen 

- Börsennotierung 

- Usw. 

Bereits anhand dieser Übersicht wird schnell klar, dass die Wahl der passenden Gesellschaftsform 

weniger steuerlich getrieben ist, denn außersteuerliche Gründen eine maßgebliche Rolle spielen. Die 

steuerlichen Konsequenzen sind bei der Auswahl der Gesellschaftsform oftmals ein Nebenprodukt. 

 

 

Einzelunternehmen

•Eingetragenen Kaufleute

•Kleingewerbetreibende

•Freiberufler*innen

Personengesellschaften

•GbR: Gesellschaft bürgerlichen Rechts

•OHG: Offene Handelsgesellschaft

•KG: Kommanditgesellschaft

Kapitalgesellschaften

•UG (haftungsbeschränkt): "Mini-GmbH"

•GmbH: Gesellschaft mit beschränkter Haftung

•AG: Aktiengesellschaft

Ausländische Gesellschaften

•wie KapGes: brasilianisch Ltda., franz. SARL, franz. SA, brit. Ltd., ital. S.r.l., niederländ. BV

•wie PersGes: franz. SNC und franz. SC, ital. S.a., niederländ. CV.
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Der NAUTILUS|tipp 

Stimmen Sie mit Ihrem Mandanten/Ihrer Mandantin bereits frühzeitig die Wünsche an das eigene 

Unternehmen ab und prüfen Sie dabei, welche besonderen Erfordernisse gewünscht sind. Gehen 

Sie dabei auch auf die außersteuerlichen Themen und Bedürfnisse ein um die für Ihre Mandan-

tin/Ihren Mandanten passende Rechtsform zu finden.  

Hinweis: Hier gibt es selten ein richtig oder falsch. Vielmehr sind die bestmöglichen Konstellatio-

nen heraus zu arbeiten und die steuerlichen Indikationen daraus zu prüfen. 

 

Als Entscheidungshilfe in der Praxis kann auf die Informationen vom Bundesministerium für Wirt-

schaft und Klimaschutz verwiesen werden. Das BMWi hat in seiner Zeitschrift „GründerZeiten 11 – 

Rechtsformen“ mit Stand vom Dezember 2021 leicht verständlich aufbereitete Informationen zur 

Verfügung gestellt. Die entsprechende Broschüre können Sie hier einsehen: https://www.existenzgru-

ender.de/SharedDocs/Downloads/DE/GruenderZeiten/GruenderZeiten-

11.pdf?__blob=publicationFile 

 

III. Steuerpflicht von Körperschaften 

1. Unbeschränkte persönliche Steuerpflicht 

1.1. Voraussetzungen 

Die unbeschränkte Körperschaftsteuerpflicht ergibt sich aus § 1 Abs. 1 KStG und tritt dann ein, 

wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

Körperschaft im Sinne der Nr. 1 – Nr. 6 des § 1 Abs. 1 KStG mit 

Sitz oder Geschäftsleitung im 

Inland 

 

Das KStG untergliedert in § 1 Abs. 1 Nr. 1 – Nr. 6 KStG die steuerpflichtigen Körperschaften, Per-

sonenvereinigungen und Vermögensmassen in folgende Gruppen: 

 Nr. 1: Kapitalgesellschaften  

Nr. 2: Genossenschaften 

Nr. 3: Versicherungs- und Pensionsvereine auf Gegenseitigkeit 

Nr. 4: sonstige juristische Personen des privaten Rechts 

Nr. 5 nichtrechtsfähige Vereine, Anstalten, Stiftungen und andere Zweckvereine des privaten 

Rechts 

Nr. 6: Betriebe gewerblicher Art von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 

 

https://www.existenzgruender.de/SharedDocs/Downloads/DE/GruenderZeiten/GruenderZeiten-11.pdf?__blob=publicationFile
https://www.existenzgruender.de/SharedDocs/Downloads/DE/GruenderZeiten/GruenderZeiten-11.pdf?__blob=publicationFile
https://www.existenzgruender.de/SharedDocs/Downloads/DE/GruenderZeiten/GruenderZeiten-11.pdf?__blob=publicationFile
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Eine der betroffenen Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen muss ihren Sitz 

nach § 11 Abgabenordnung (AO), also den Ort, der durch Gesetz/Gesellschaftsvertrag/Satz/Stiftungs-

geschäfts/dergleichen als Sitz bestimmt ist, oder ihre Geschäftsleitung nach § 10 AO, also den Ort an 

dem sich die Geschäftsleitung befindet, im Inland befindlich haben. Das Inland umfasst das gesamte 

Bundesgebiet der Bundesrepublik Deutschland (inkl. möglicher Zollfreihäfen) und der besonderen 

Gebiete im Sinne des § 1 Abs. 3 KStG. 

Hinweis: Im Folgenden werden nur noch die Kapitalgesellschaften als Beispiel für die Körperschafts-

teuer thematisiert.  

 

1.2. Dauer der unbeschränkten Steuerpflicht 

Im Rahmen der Beurteilung der unbeschränkten Steuerpflicht ist der Dauer ein besonderes Augen-

merk zu werfen. Denn im Unterschied zum Beginn und zum Ende von beispielsweise Einzelunterneh-

men sind hier besondere Themen zu beachten. 

Der Beginn der unbeschränkten Körperschaftsteuerpflicht bei Kapitalgesellschaften ist stark durch 

die zivilrechtlichen Besonderheiten geprägt. So erlangt die Kapitalgesellschaft erst wirksam dadurch 

ihre Rechtsfähigkeit, dass sie in das Handelsregister eingetragen wird, §§ 41, 278 AktG und 11 

GmbHG. Um die Eintragung in das Handelsregister zu ermöglichen sind besondere Voraussetzungen 

zu erfüllen: 

 1. Abschluss eines notariellen Gesellschaftsvertrages / Satzung 

 2. Eröffnung eines GmbH-Bankkontos 

 3. Erbringung der Mindesthöhe von notwendigen Einlagen 

 4. weitere generelle Voraussetzungen 

Unter Beachtung dieser Besonderheiten stellt sich zwangsweise die Frage wann denn die Körper-

schaftsteuerpflicht beginnt. Um sich dieser Frage anzunähern hat der Gesetzgeber den Gründungs- 

und Errichtungsprozess einer Kapitalgesellschaft in drei Phasen eingeteilt: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Entscheidung über den 
Betrieb einer 

Kapitalgesellschaft 
(alleine oder 

gemeinschafltich)

Abschluss des 
notariellen 

Gesellschaftsvertrages

Eintragung in das 
Handelsregister

"Vorgründungs

gesellschaft"

"Vorgesell-
schaft"

Kapital-
gesellschaft
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Gemäß H 1.1 „Beginn der Steuerpflicht“ KStH umfasst die Körperschaftsteuerpflicht neben der 

rechtsfähig errichteten Kapitalgesellschaft auch die Vorgesellschaft, weil es sich hierbei um eine Kapi-

talgesellschaft im Gründungsstadium handelt und mit Abschluss des notariellen Gesellschaftsvertrages 

die Ernsthaftigkeit des Gründungswillens hinreichend dargelegt worden ist.  

Somit gilt als Beginn der Körperschaftsteuerpflicht der Zeitpunkt des Abschlusses des notariellen 

Gesellschaftsvertrages. 

Die Zeit der sog. „Vorgründungsgesellschaft“ (H 1.1. „Vorgründungsgesellschaft“ KStH) liegt außer-

halb der körperschaftsteuerlichen Relevanz. Damit wird die Handlung bis zum Beginn der Körper-

schaftsteuerpflicht entweder als Einzelunternehmer (nur ein Gesellschafter) oder als Personengesell-

schaft (mehrere Gesellschafter) durchgeführt und steuerlich behandelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Möglicherweise kann der Fall eintreten, dass trotz Abschluss des notariellen Gesellschaftsvertrages 

die Eintragung in das Handelsregister verweigert wird. Hinderungsgründe können möglicherweise die 

fehlende Eignung der Gesellschafter (z.B. Gewerbeuntersagungsverfahren in der Vergangenheit), nicht 

ausreichende Kapitalausstattung der Gesellschaft oder anderweitige Hinderungsgründe. Außerdem ist 

es möglich, dass die Eintragungsabsicht aus Gründen auf der Gesellschafterebene entfällt. In all diesen 

Fällen wird die „Vorgesellschaft“ zur sog. „unechten Vorgesellschaft“., H 1.1 „Unechte Vorgesell-

schaft“ KStH. 

Die unechte Vorgesellschaft wird in diesen Fällen einheitlich mit der Vorgründungsgesellschaft steu-

erlich behandelt. Handelt es sich um einen Einzelgesellschafter und wird die werbende Tätigkeit fort-

gesetzt, liegt über den gesamten Zeitraum der Tätigkeit ein Einzelunternehmen vor. Handelt es sich 

stattdessen um mehrere Personen, die gemeinschaftlichen einen gleichen Unternehmenswillen verfol-

gen, so wird die gesamte werbende Tätigkeit als Personengesellschaft behandelt. 
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Der NAUTILUS|tipp 

Prüfen Sie bereits frühzeitig, ob die Gesellschafter als Kapitalgesellschaft agieren können und wol-

len. Machen Sie sich ebenfalls mit den zivilrechtlichen Erfordernissen zur Errichtung einer Kapital-

gesellschaft vertraut und prüfen Sie, ob die Gesellschafter diese erfüllen können. 

 

Das Ende der Körperschaftsteuerpflicht ist auch wieder von zivilrechtlichen Bestimmungen beglei-

tet. Es muss zu einer rechtsgültigen Liquidation und anschließender Löschung aus dem Handelsregis-

ter kommen. Damit die Steuerpflicht mit Löschung aus dem Handelsregister final enden kann, müs-

sen drei wesentliche Merkmale verwirklicht werden: 

1. Beschluss zur Auflösung der Gesellschaft und Einstellung der werbenden und geschäftli-

chen Tätigkeit 

2. Verteilung und Abwicklung des gesamten Vermögens der Kapitalgesellschaft 

3. Ablauf des gesetzlichen Sperrjahres (§§ 272 Abs. 1 AktG, 73 GmbhG) 

Für den Liquidationszeitraum, der mit dem Auflösungsbeschluss beginnt (H 11 „Beginn der Liquida-

tion“ KStH), gibt es besondere Besteuerungsdurchführung. Hierbei löst man sich vom Grundprinzip 

der Versteuerungsmethodik für die laufenden Gewinne und ermittelt vielmehr einen Gewinn für die 

Gesamtliquidation durch Verlängerung des diesbezüglichen Besteuerungszeitraums auf bis zu drei Jah-

ren. Die Liquidationsbesteuerung findet sich in § 11 KStG und beinhaltet noch weitergehende Beson-

derheiten, die im Zweifelsfall zu beachten sind. 

 

1.3. Sachliche Steuerpflicht 

Im Falle einer unbeschränkten Körperschaftsteuerpflicht nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG gilt das sog. 

Welteinkommensprinzip, mithin sind sämtliche nationalen und internationalen Einkünfte der Körper-

schaftsteuer zu unterwerfen, § 1 Abs. 2 KStG.  

Kapitalgesellschaften, die unbeschränkt steuerpflichtig sind, erzielen außerdem ausschließlich Ein-

künfte aus Gewerbebetrieb und müssen bei der Ermittlung der Einkünfte neben den Grundsätzen 

des KStG auch die auf Kapitalgesellschaften anwendbaren Regelungen des EStG für Einkünfteermitt-

lung beachten, §§ 8 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 KStG. 

 

1.4. Option zur Körperschaftsteuer 

Als Hinweis sei hier im Rahmen der persönlichen unbeschränkten Körperschaftsteuerpflicht noch 

darauf hingewiesen, dass neuerdings auch die Möglichkeit besteht, dass sich Personenhandelsgesell-

schaften und Partnerschaftsgesellschaft für Besteuerungszwecke wie eine Kapitalgesellschaft behan-

deln lassen können, § 1a KStG. Obwohl zivilrechtlich die Rechtsform der Personenhandelsgesell-

schaft bzw. Partnerschaftsgesellschaft beibehalten wird, erfolgt die Besteuerung wie Kapitalgesell-

schaft, sodass für steuerliche Zweck ein Formwechsel nach §§ 1 und 25 UmwStG stattfindet. Für tie-

fergehende Informationen ist als Anlage 1 das BMF-Schreiben vom 10.11.2021 als Anwendungsschrei-

ben für § 1a KStG beigefügt. 
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Der NAUTILUS|tipp 

Die Option zur Körperschaftsteuer für Personengesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften 

kann insbesondere in den Fällen Sinn machen, wenn internationale Beteiligungsbeziehungen beste-

hen und die Abkommensberechtigung für das Doppelbesteuerungsabkommen im Zweifel steht. 

Wichtig ist aber, dass mit einem Formwechsel nach §§ 1 und 25 UmwStG bestehende Verlustvor-

träge untergehen würden. Daher ist die Ausübung vorab genau zu prüfen und das Zielbild der 

Anteilseigner der Personenhandelsgesellschaft / Partnerschaftsgesellschaft abzuprüfen. 

 

 

2. Beschränkte persönliche Steuerpflicht 

2.1. Voraussetzungen 

Die beschränkte persönliche Körperschaftsteuerpflicht ergibt sich für Kapitalgesellschaften aus § 2 

Nr. 1 KStG. Folgende Voraussetzungen bewirken eine beschränkte Steuerpflicht: 

1. Kapitalgesellschaft im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG  

2. Sitz und Geschäftsleitung im Ausland 

3. Inländische Einkünfte im Sinne von § 49 EStG 

Maßgebliches Merkmal für diese Art der Steuerpflicht ist also, dass inländische Einkünfte erzielt wer-

den. Mit R 2 Abs. 1 S. 1 KStR wird spezifiziert, dass für die Beurteilung, ob inländische Einkünfte vor-

liegend verwirklicht sind, auf die Grundsätze von § 49 EStG abzustellen ist und keine gesonderten 

Beurteilungsgrundlagen im KStG vorliegen. 

Inländische Einkünfte können beispielsweise durch den Betrieb einer im Inland belegenen Betriebs-

stätte eines Gewerbebetriebs verwirklicht werden, durch Kapitalerträge, wenn der Schuldner der 

Kapitalerträge seinen Sitz oder seinen Ort der Geschäftsleitung im Inland hat oder durch Einkünfte 

aus Vermietung und Verpachtung eines im Inland belegenen Grundstücks. Wichtig ist hierbei, dass § 

8 Abs. 2 KStG und die Fiktion der Ausschließlichkeit von gewerblichen Einkünften im Sinne des § 15 

Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 EStG nicht gilt und somit auch Einkünfte aus den Bereichen der bloßen Ver-

mögensverwaltung nach §§ 20 oder 21 EStG denkbar wären. Dies ist eine wichtige Information, denn 

mit dieser Vorentscheidung ist dann die Beurteilung nach § 49 EStG hinsichtlich der Qualifikation in-

ländischer Einkünfte vorzunehmen. 

 

auer 

 

 

 

 

 

 

Beispiel: 

Eine deutsche GmbH hat vor mehreren Jahren ihren Sitz und ihren Ort der Geschäftsleitung in das 

Ausland verlagert. Das ehemalige Betriebsgebäude in Deutschland wurde aber behalten und wird nun 

als Lagerhalle an einen ortsansässigen Unternehmer für Baumaterialen vermietet. Neben dieser Ver-

mietung erbringt die GmbH keine anderweitige Vermietungstätigkeit und erzielt auch im Übrigen 

keine anderweitigen Einkünfte mit Inlandsbezug. 
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2.2. Dauer der beschränkten Körperschaftsteuerpflicht 

Die Dauer der beschränkten Körperschaftsteuerpflicht nach § 2 Nr. 1 KStG wird von der Zeitdauer 

der inländischen Einkünfte nach § 49 EStG bestimmt. Als Beginn ist das erstmalige Vorliegen von in-

ländischen Einkünften nach § 49 EStG festgelegt und die Steuerpflicht wird beendet, wenn die letzten 

inländischen Einkünfte im Sinne von § 49 EStG entfallen, R 2 Abs. 1 KStR. 

 

2.3. Sachliche Steuerpflicht 

Besteuerungsobjekt im Rahmen der beschränkten Steuerpflicht sind nur die Einkünfte der jeweiligen 

Einkunftsart, die als inländische Einkünfte nach § 49 EStG beurteilt werden. Die Ermittlungsform die-

ser Einkünfte ergibt sich dabei grundsätzlich aus dem HGB, der AO und dem EStG. Zu beachten ist 

aber, dass sich eine Buchführungspflicht auch aus ausländischen Rechtsnormen ergeben kann, wenn 

diese nicht originär aus dem Handelsrecht oder § 140 AO abgeleitet wird. Die Formulierung „oder 

aus anderen Gesetzen“ in § 140 AO erlaubt auch das Abstellen auf ausländische Rechtsnormen. 

 

 

 

 

 

 

Lösung: 

Die GmbH erzielt mangels der Notwendigkeit des Vorliegens einer gewerblichen Organisationsstruk-

tur zur Verwaltung des Vermietungsobjektes Einkünfte nach § 21  Abs. 1 Nr. 1 EStG.  

Da das Vermietungsobjekt im Inland belegen ist, liegen inländischen Einkünfte nach § 49 Abs. 1 Nr. 7 

EStG vor.  

Somit sind die Voraussetzung für eine beschränkte Körperschaftsteuerpflicht nach § 2 Nr. 1 KStG er-

füllt. 
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z.B. Aktuelles Steuerrecht, vier teljährlich an mehreren Seminarorten

>  NAUTILUSonAIR – Webseminare live   
Monat für Monat spannende Themen

>   NAUTILUSonLINE – Onlineseminare jederzeit und überall   
Immer verfügbare Videos zu unseren Seminar themen

>   NAUTILUSonDEMAND – Individuelle Inhouseschulungen    
Schulungen und Unterstützung Ihrer Kanzlei auf Anfrage

>  Blickpunkt Lohn – monatlich – tagaktuelle Themen und Dauerbrenner aus  Lohnsteuer- und SV-Recht

>  Blickpunkt Steuern – monatlich – Brennpunkte für die Ber atungspraxis quer durch das Steuerrecht

>  Rettungsring–Methode – Nutzen Sie unseren Fachfragen service und stellen Sie Ihre Fragen an die Referenten

Sparen Sie Zeit & Geld mit unseren Online- und Präsenzseminaren gepaart mit unserer Rettungsring-Methode

↑ Hier buchen ↑

KOMPETEN Z, DIE SIE KENNEN

JÜRGEN  R. SCHOTT

MICHAEL SCHARWIES

MARTIN  MAN N KLAUS PIEN TKA

JÜRGEN  ROMANOWSKI
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IV. Ermittlung des zu versteuernden Einkommens 

von Kapitalgesellschaften 

1. Grundsätze 

Bemessungsgrundlage der Körperschaftsteuer ist das zu versteuernde Einkommen, § 7 Abs. 1 KStG. 

Die Grundlage für Ermittlung des zu versteuernden Einkommens sind auf Jahr zu ermitteln, wobei 

der Jahreszeitraum bei Kapitalgesellschaften das Wirtschaftsjahr darstellt. Dies ergibt sich aus der 

Buchführungsverpflichtung nach Handelsrecht, § 7 Abs. 2 S. 2 und Abs. 4 KStG.  

Die Körperschafsteuer selbst ist eine Jahressteuer, § 7 Abs. 3 S. 1 KStG. Daher muss insbesondere 

beim vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr eine Beurteilung vorgenommen werden, wann 

die entsprechenden Ergebnisse der Versteuerung zuzuführen sind. Hierbei ist es entscheidend, wann 

das Wirtschaftsjahr endet, denn in diesem Zeitpunkt gilt das Jahresergebnis als bezogen, § 7 Abs. 4 S. 

2 KStG. 

Ausgangsgröße für die steuerliche Ermittlung des zu versteuernden Einkommens ist der Jahresüber-

schuss bzw. Jahresfehlbetrag der Handelsbilanz. 

 

2. Ermittlung des handelsrechtlichen Jahresüberschusses bzw. 

Jahresfehlbetrages 

Kraft Ihrer Rechtsform ist die Kapitalgesellschaft als Formkaufmann zu verstehen, sodass die Vor-

schriften der Kaufleute auch auf die Kapitalgesellschaft als Handelsgesellschaft angewendet werden, § 

6 Abs. 1 HGB.  

Somit ist die Kapitalgesellschaft nach § 238 HGB verpflichtet Bücher zu führen und eine ordnungsge-

mäße Buchführung zu erstellen. Außerdem besteht eine Pflicht zur Aufstellung einer Bilanz, § 242 

HGB. Innerhalb dieser Bilanz ist dann auch der entsprechende Jahresüberschuss bzw. der Jahresfehl-

betrag auf der Passivseite im Bereich A. Eigenkapital einsehbar.  

Möglicherweise kann es für die Ermittlung des handelsrechtlichen Jahresüberschusses bzw. Jahresfehl-

betrages notwendig sein, Zusatzberechnungen durchzuführen um die Ausgangsgröße für die steuerli-

che Gewinnermittlung zu ermitteln.  

Nach dem Handelsrecht ist es zulässig, dass die Aufstellung der Handelsbilanz bereits unter teilweiser 

Verwendung des Jahresergebnisses erfolgen darf. Dieses Mittel wird insbesondere dann genutzt, 

wenn sich ein Jahresfehlbetrag ergibt und Gewinnvorträge vorhanden sind. Um den Ausweis des Jah-

resfehlbetrages in der Handelsbilanz zu vermeiden wird dann direkt eine Verrechnung zwischen Jah-

resfehlbetrag und Gewinnvortrag vorgenommen und in der Handelsbilanz dann anstelle von Jahres-

fehlbetrag und Gewinnvortrag die Bilanzposition „Bilanzgewinn/Bilanzverlust“ ausgewiesen. Diese 

Handlungsweise ist von Seiten der Gesetzgebung akzeptiert und durch § 268 Abs. 1 HGB legitimiert.  

Um die steuerliche Gewinnermittlung durchführen zu können, muss in den Fällen der teilweisen Ver-

wendung des Jahresüberschusses / Jahresfehlbetrages dieses Ergebnis erst ausgerechnet werden. 

Hierbei kann folgende Formel angewendet werden:  
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Bilanzgewinn / Bilanzverlust laut Handelsbilanz 

./. Gewinnvortrag 

+ Verlustvortrag  

./. Entnahmen aus den Gewinnrücklagen / Kapitalrücklagen 

+  Zuführungen in die Gewinnrücklagen / Kapitalrücklagen 

= Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag laut Handelsbilanz 

 

3. Ermittlung des steuerlichen Gewinns / Verlustes 

3.1. Zweifstufigkeit der Gewinnermittlung 

Im Rahmen der steuerlichen Gewinnermittlung ist immer die Zweistufigkeit der Gewinnermittlung zu 

beachten. Die Zweistufigkeit beinhaltet, dass zunächst auf der ersten Stufe der Gewinnermittlung der 

steuerbilanzielle Gewinn oder Verlust berücksichtigt wird. Hierbei wird das reine buchhalterische Er-

gebnis dargestellt. Auf der zweiten Stufe der Gewinnermittlung werden dann die außerbilanziellen 

Korrekturen vorgenommen. Hierbei handelt es sich rein steuerliche Korrekturposition, die in ihrer 

buchhalterischen Darstellung zutreffend abgewickelt worden sind, die aber steuerlich keine Berück-

sichtigung oder eine abweichende Berücksichtigung finden sollen.  

 

3.2. Ermittlung des steuerbilanziellen Gewinns / Verlustes (erste 

Stufe Gewinnermittlung) 

Legitimiert durch §§ 8 Abs. 1 KStG, 60 Abs. 2 EStDV und R 8.1 Abs. 1 Nr. 2 KStR kann die Ermitt-

lung des steuerbilanziellen Gewinns / Verlusts auf zwei unterschiedliche Methoden erfolgen: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

A. Überleitungsrechnung

• es erfolgt keine gesonderte Erstellung einer Steuerbilanz

• die Abweichungen zwischen Handels- und Steuerbilanz werden in einer 
Überleitungsrechnung dargestellt und mit ihrer Auswirkung gewinnmindernd 
oder gewinnerhöhend berücksichtigt

• die Überleitungsrechnung ist gemeinsam mit der Handelsbilanz der 
Steuererklärung beizufügen

B. Steuerbilanz

• neben der Handelsbilanz wird eine separate Steuerbilanz erstellt

• die Wertansätze innerhalb der Steuerbilanz entsprechen der steuerlichen 
Bewertungsgrundsätze

• die Steuerbilanz wird der Steuererklärung beigefügt
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3.3. Ermittlung der Einkünfte aus Gewerbebetrieb (zweite Stufe 

Gewinnermittlung) 

Um die Einkünfte aus Gewerbebetrieb, also den Gewinn nach §§ 8 Abs. 1 und Abs. 2 KStG, 2 Abs. 2 

Nr. 1, 4 Abs. 1 und 15 Abs. 1 Nr. 1 EStG, zu ermitteln, ist der steuerbilanzielle Gewinn auf der zwei-

ten Stufe der Gewinnermittlung um außerbilanzielle Korrektur richtig zu stellen. Es gibt eine Vielzahl 

an Begründungen für die Notwendigkeit der einzelnen außerbilanziellen Anpassungen. Eine Darstel-

lung der Berechnung für Zwecke von Kapitalgesellschaften findet sich in R 7.1 Abs. 1 KStR: 

1. 
 

Jahresüberschuss/-fehlbetrag lt. Steuerbilanz bzw. nach § 60 Abs. 2 EStDV korrigierter 

Jahresüberschuss/-fehlbetrag lt. Handelsbilanz 

2. –/+ im Jahresüberschuss/-fehlbetrag enthaltener Gewinn/Verlust aus der Beteiligung an Per-

sonengesellschaften 

3. +/– Steuerpflichtige Einkünfte aus Personengesellschaften nach Berücksichtigung aller außer-

bilanzieller Korrekturen und Verlustverrechnungsvorschriften (inkl. § 15a EStG) 

Beispiel: 

Die AB-GmbH betreibt ein Maschinenproduktionsunternehmen. Die zur Produktion benötigten Ma-

schinen hat sie erworben und in ihre Bilanz aufgenommen. Die Anschaffungskosten für die Produkti-

onsstraße beliefen sich auf 2.200.000,- €. Die Anschaffung erfolgte am 15.06.2021. Die geplante Nut-

zungszeit beläuft sich auf 10 Jahre. Die gewichtete betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer der Gesamt-

anlage beträgt 12 Jahre. 

In der Handelsbilanz berücksichtigt die AB-GmbH einen Abschreibungsbetrag von 220.000,- € bei der 

Ermittlung des Jahresüberschusses von 7.900.000,- €. 

Auf die Erstellung einer Steuerbilanz wird von Seiten der AB-GmbH aus Kostengründen verzichtet. 

Lösung: 

Die AB-GmbH hat als ergänzende Unterlage zu ihrer Körperschaftsteuer-Erklärung 2022 eine Über-

leitungsrechnung nach § 60 Abs. 2 EStDV zu erstellen und mit der Handelsbilanz einzureichen.  

Im Rahmen der Überleitungsrechnung ergibt sich folgende Gewinnveränderung: 

- Steuerliche Abschreibung: 2.200.000,- € x 1 / 12 = 183.334,- € 

- Handelsrechtliche Abschreibung: 220.000,- € (s.o.) 

Die Jahresüberschuss laut Handelsbilanz zu viel in Anspruch genommene Abschreibung ist im Rahmen 

der Überleitungsrechnung zu korrigieren: 

 Jahresüberschuss laut Handelsbilanz: 7.900.000,- € 

 + zu viel in Anspruch genommen Abschreibung: 36.666,- € 

 = Steuerbilanzgewinn: 7.936.666,- € 
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4. –/+ im Jahresüberschuss enthaltener Gewinn/Verlust aus dem Betrieb von Handelsschiffen 

im internationalen Verkehr, für die der Gewinn nach § 5a EStG zu ermitteln ist 

5. +/– Pauschaler Gewinn/Verlust aus dem Betrieb von Handelsschiffen nach § 5a EStG 

6. +/– Hinzurechnungen und Kürzungen nach § 4e Abs. 3, § 4f, § 4j Abs. 3 und § 4k EStG 

7. + Hinzurechnung nicht ausgleichsfähiger Verluste u. a. nach § 15b Abs. 1 Satz 1 EStG, § 15 

Abs. 4 Satz 1, 3 und 6, § 20 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG, § 2 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 Satz 

1, § 20 Abs. 6 Satz 4 UmwStG 

8. – Kürzungen nach § 15b Abs. 1 Satz 2 EStG, § 15 Abs. 4 Satz 2, 3 und 7, § 20 Abs. 1 Nr. 4 

Satz 2 EStG 

9. +/– Bildung und Auflösung von Investitionsabzugsbeträgen i. S. d. § 7g EStG 

10. + Hinzurechnung von >vGA (§ 8 Abs. 3 Satz 2 KStG) und Ausschüttungen auf Genuss-

rechte i. S. d. § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG 

11. – Abzug von Gewinnerhöhungen im Zusammenhang mit bereits in vorangegangenen VZ 

versteuerten >vGA 

12. + Gewinnzuschlag nach § 6b Abs. 7 EStG 

13. – verdeckte Einlagen (§ 8 Abs. 3 Satz 3 bis 6 KStG), Einlagen (§ 4 Abs. 1 Satz 8 EStG) 

14. + nichtabziehbare Aufwendungen (z. B. § 10 KStG, § 4 Abs. 5 bis 8 EStG, § 160 AO) 

15. + Gesamtbetrag der Zuwendungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG 

16. – sonstige inländische steuerfreie Einnahmen und Erträge (ggf. gekürzt um im Zusammen-

hang stehende Betriebsausgaben nach § 3c Abs. 1 EStG) 

17. +/– Hinzurechnungen und Kürzungen bei Umwandlung u. a. 
  

• nach § 12 Abs. 2 Satz 1 UmwStG nicht zu berücksichtigender Übernahmeverlust oder 

-gewinn, 
  

• Einbringungsgewinn I nach § 22 Abs. 1 UmwStG 

18. +/– Hinzurechnungen und Kürzungen bei ausländischen Einkünften u. a. 
  

• Korrektur um nach DBA steuerfreie Einkünfte unter Berücksichtigung des § 3c Abs. 1 

EStG, 
  

• Abzug ausländischer Steuern nach § 26 KStG, 
  

• Hinzurechnungsbetrag nach § 10 AStG 

19. +/– Berichtigungsbetrag nach § 1 AStG 

20. +/– Kürzungen/Hinzurechnungen nach § 8b KStG und InvStG 

21. +/– Korrekturen bei Organschaft i. S. d. §§ 14 und 17 KStG (z. B. gebuchte Gewinnabfüh-

rung, Verlustübernahme, Ausgleichszahlungen i. S. d. § 16 KStG) 

22. +/– Hinzurechnung der nicht abziehbaren Zinsen und Kürzung um den abziehbaren Zins-

vortrag nach § 4h EStG i. V. m. § 8a KStG 

23. – Verrechnung mit verrechenbaren Verlusten nach § 15a EStG, die aufgrund einer An-

wachsung bei der Körperschaft zu berücksichtigen sind 

24. – Abzug ausländischer Steuern nach § 26 KStG 

25. + nicht abziehbare negative Einkünfte nach § 2a EStG 

26. – Verrechnung positiver Einkünfte mit verbleibenden negativen Einkünften nach § 2a EStG 

27. – Abzuziehende Kapitalertragsteuer nach § 36a Abs. 1 Satz 3 EStG 

28. – steuerfreier Sanierungsertrag nach § 3a Abs. 2 EStG 

29. + nicht abziehbare Aufwendungen, die in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang 

zum Sanierungsertrag stehen (§ 3c Abs. 4 EStG) 

30. +/– sonstige Hinzurechnungen und Kürzungen 

31. = steuerlicher Gewinn (Summe der Einkünfte in den Fällen der R 7.1 Abs. 2 Satz 1)  
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Neben den typischen außerbilanziellen Korrekturwerten aus dem KStG (z.B. vGA, vE und § 8b 

KStG) ist ebenfalls ersichtlich, dass auch Korrekturen nach dem EStG (z.B. § 4 Abs. 5 ff. EStG) denk-

bar sind.  

 

4. Ermittlung des zu versteuernden Einkommens 

Die übrigen Schritte zur Ermittlung des zu versteuernden Einkommens sind ebenfalls in der R 7.1 

Abs. 1 dargestellt und staffeln sich wie folgt: 

31. = steuerlicher Gewinn (Summe der Einkünfte in den Fällen der R 7.1 Abs. 2 Satz 1) 

32. – Zuwendungen und Zuwendungsvortrag, soweit nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG abziehbar 

33. + Sonstige Hinzurechnungen bei ausländischen Einkünften 

  
• Hinzurechnung nach § 52 Abs. 2 EStG i. V. m. § 2a Abs. 3 und 4 EStG 1997, 

  
• Hinzurechnung nach § 8 Abs. 5 Satz 2 AuslInvG 

34. + nicht zu berücksichtigender/wegfallender Verlust des laufenden VZ, soweit Hinzurech-

nungen nach § 8c KStG ggf. i. V. m. § 2 Abs. 4 Satz 1 und 2, § 20 Abs. 6 Satz 4 UmwStG 

oder im Falle einer Abspaltung nach § 15 Abs. 3, § 16 UmwStG vor den Korrekturen 

nach Nr. 35 oder 36 [1] vorzunehmen sind 

35. +/– bei Organträgern: 

  
• Zurechnung des Einkommens von Organgesellschaften (§§ 14 und 17 KStG), 

  
• Kürzungen/Hinzurechnungen bezogen auf das dem Organträger zugerechnete Einkom-

men von Organgesellschaften (§ 15 KStG), 

  
• Abzug des der Organgesellschaft nach § 16 Satz 2 KStG zuzurechnenden Einkommens 

des Organträgers 

36. +/– bei Organgesellschaften: 

  
• Zurechnung von Einkommen des Organträgers nach § 16 Satz 2 KStG, 

  
• Abzug des dem Organträger zuzurechnenden Einkommens (§§ 14 und 17 KStG) 

37. + nicht zu berücksichtigender/wegfallender Verlust des laufenden VZ, soweit Hinzurech-

nungen nach § 8c KStG ggf. i. V. m. § 2 Abs. 4 Satz 1 und 2, § 20 Abs. 6 Satz 4 UmwStG 

oder im Falle einer Abspaltung nach § 15 Abs. 3, § 16 UmwStG nicht bereits nach Nr. 

35 [2] vorzunehmen sind 

38. + Hinzurechnung der nach § 2 Abs. 4 Satz 3 und 4 UmwStG nicht ausgleichsfähigen Ver-

luste des laufenden VZ sowie der nach § 2 Abs. 5 Satz 1 und 2 UmwStG nicht aus-

gleichsfähigen und verrechenbaren negativen Einkünfte des übernehmenden Rechtsträ-

gers 

39. + nicht zu berücksichtigender/wegfallender Verlust des laufenden VZ nach § 3a Abs. 3 Satz 

2 Nr. 8 und 9 EStG ggf. i. V. m. § 3a Abs. 3 Satz 3 EStG und § 15 Satz 1 Nr. 1a KStG 

https://datenbank.nwb.de/Dokument/883112_7___1/#data-fnote1
https://datenbank.nwb.de/Dokument/883112_7___1/#data-fnote2
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40. = Gesamtbetrag der Einkünfte i. S. d. § 10d EStG 
 

41. – Verlustabzug nach § 10d EStG (unter vorrangigem Abzug des darin enthaltenen fortfüh-

rungsgebundenen Verlustvortrags nach § 8d KStG) 

42. = Einkommen 

43. – Freibetrag für bestimmte Körperschaften (§ 24 KStG) 

44. – Freibetrag für Genossenschaften, die Land- und Forstwirtschaft betreiben (§ 25 KStG) 

45. = zu versteuerndes Einkommen 

Im Rahmen der abschließenden Ermittlung des zu versteuernden Einkommens und damit der Besteu-

erungsgrundlage der Körperschaftsteuer darf neben dem Verlustabzug im Sinne von § 10d EStG auch 

noch ein Freibetrag für bestimmt Körperschaften (u.a. Kapitalgesellschaften) in Höhe von 5.000,- € 

abgezogen werden. 


